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Drucksache 1316 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP 


betr. Erhöhung der Straßenbenutzungsgebühren in der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag hat mit Entrüstung erfahren, daß die 
Straßenbenutzungsgebühren für Kraftwagen, die in der DDR nicht 
zugelassen sind, in deren Gebiet in sachlich völlig unbegründeter 
Weise erhöht wurden. 

Der Deutsche Bundestag erblickt in dieser Maßnahme eine ernste 
Gefahr für den Verkehr und die sonstigen Beziehungen zwischen 
den verschiedenen deutschen Landesteilen, insbesondere auch eine 
Gefahr für die Versorgung Westberlins, und einen Bruch der Zusage 
für den freien und ungehinderten Verkehr zwischen der Bundes- 
republik und Westberlin. 


Der Deutsche Bundestag erwartet von der Bundesregierung, daß 
diese unverzüglich die Alliierte Hohe Kommission ersucht, durch 
Verhandlungen den Hohen Kommissar der Sowjetunion in Deutsch- 


land umgehend 




zu verfügen. Der Deutsche Bundestag erwartet ferner von den 
zuständigen westdeutschen Behörden, daß auch diese unverzüglich 
im Rahmen der laufenden Verhandlungen über den Interzonen- 
handel alles tun, um auch hierdurch die Behörden der DDR 
davon zu überzeugen, daß ihre Maßnahme ungerechtfertigt und 
ihren eigenen Interessen schädlich ist und deshalb sofort wieder 
aufgehoben werden muß. Bis zum Erfolg dieser Bemühungen hält 
der Deutsche Bundestag es für unerläßlich, daß durch geeignete 
finanzielle Maßnahmen die Störung des Verkehrs verhindert wird. 


Bonn, den 31. März 1955 


Dr. von Brentano und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Dr. Dehler und Fraktion 
Dr. Mocker und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
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